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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 11° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28„ November 1967 durch

Senatepräsident Dr° H a u e i s e n

— Vorsitzender —9
Bundesrichterin Dro S c h w a r z und

Bundesrichter Dr„ B u s 59
Bundessozialrichter Dr„ B a u m a n n und

Bundessozialrichter K w i a t k 0 w 8 k i

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes==

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 12° Mai 1964

wird zurückgewiesen°

Kosten sind der Klägerin auch für das Revisionsver—

fahren nicht zu erstatten°
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Die Klägerin9 geboren 18989 begehrt von

der Beklagten Rente wegen Berufsunfähigkeito Sie

stellte einen Renten3ntrag erstmals im April 1952 bei

der Landesversicherungsanstalt (LVA) Württemberg„ Die

LVA lehnte diesen Antrag mit Bescheid vom 150 Dezember

1952 ab‚ weil die Wartezeit nicht erfüllt sei; sie

beanstandete in diesem Bescheid 12 freiwillige Bei—

träge zur AngestelltenVersicherung, die die Klägerin

in der Zeit zwischen Juni 1950 und April 1952 ent—

richtet hatte, und nachträglich noch einen Bflichtbei»

trag für Mai 1950, weil die Klägerin SCLOH seit April

1950 berufsunfähig und invalide gewesen und deshalb

zur Bntrichtung freiwilliger Leistungen nicht noch

berechtigt gewesen sei (@ 190 AVG aF in Verbindung

mit 5 1445 Reichsversicherungsordnung -RVO— aF)„ Die—

ser Bescheid, der eine ordnungsgemäße Rechtsmittelbe—

lehrung enthielt, wurde von der Klägerin nicht ange—

fochtene Auf entsprechenden Hinweis der LVA ließ sich

die Klägerin die beanstandeten?■äüräge zurückerstatten°

Im Dezember 1960/Februar 1961 stellte die Klägerin
einen neuen Rentenantrag bei der Beklagtena Sie machte

geltend9 die Wartezeit sei erfüllt9 weil weitere

Pflichtbeitragszeiten (Zeiten einer Beschäftigung beim

Deutschen Roten Kreuz von Ende 1941 bis 50„ Mai 1945

und Beschäftigungszeiten in den Jahren 1946 bis Mai

1950 in der sowjetischen Besatzungszone) anzurechnen.

seien; außerdem seien die 15 Beiträge zwischen Mai

1950 und April 1952 zu Unrecht beanstandet worden; sie

erklärte sich bereit9 die erstatteten Beiträge wieder

an die Beklagte zu entrichten°
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Mit Bescheid vom 230 August 1962 lehnte die Beklagte

diesen Antrag wegen Nichterfüllung der Wartezeit ab°

In diesem Bescheid wurde auf die Vorschriften des

neuen Rechts (55 23 Abs° 29 28 des Angestelltenver—

sicherungsgesetzes —AVG—) verwiesen° Klage und Be—

rufung der Klägerin blieben ohne Erfolge Das Lan—

dessozialgericht (LSG) Baden—Württemberg führte in_

seinem Urteil vom 120 Mai 1964 aus: Der Ablehnungs—

bescheid vom 15„ Dezember 1952 sei bindend geworden°

Die Klägerin habe zwar unter den Voraussetzungen

des Art° 2 5 43 des Angestelltenversicherungs—Neure-

gelungsgesetzes (AnVNG) bis 31° Dezember 1958 eine

erneute Prüfung ihres Antrages verlangen können; da

sie aber diese Frist nicht gewahrt habe‚ sei sie mit

dem Antrag auf Nachprüfung des vor dem 10 Januar

'1957 geltend gemachten Anspruchs ausgeschlossen gewesen°

Ob die Beklagte trotzdem über den Anspruch der

Klägerin in dem Bescheid vom 23„ August 1962 erneut

sachlich, wenn auch wiederum mit negativem Ergebnis‚

habe entscheiden dürfen9 könne offen bleiben? weil

jedenfalls die Wartezeit weder nach altem noch nach

neuem Recht erfüllt sei° Auf die Wartezeit könnten

nach den gemäß Art° 2 5 6 AnVNG hier anzuwendenden

Vorschriften des alten Rechts nur 48 Monate Pflicht—

beitragszeit zwischen Februar 1946 und Ende April

1950 angerechnet werden; die in dem Bescheid vom 130

Dezember 1952 beanstandeten und später an die Klägerin
zurückgezahlten Leistungen? seien unwirksam geworden;

Einwände gegen die Rechtmäßigkeit der Beitragsbean—

standung und Rückzahlung könne die Klägerin nur in

einem besonderen Beitragsstreitverfahren geltend

machen° Währenddes durch die Dienstverpflichtung

begründeten Beschäftigungsverhältnisses beim Deutschen

Roten Areu%?’?941
bis 1945 sei die Klägerin als Ehe—

frau eines damals aktiven Offiziere versicherungsfrei
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gewesen (@ 8 der Durchführungsverordnung vom 130 Sep—
tember 1941 zum Gesetz über weitere Maßnahmen in der

Rentenversichcrung aus Anlaß des Krieges in Verbindung

mit @’14 AVG al“)9 die Zeit dieser Beschäftigung sei
auch nicht eine Ersatzzeit alten Rechts; die Ersatz—

zeitvorschriften des neuen Rechts (@ 28 AVG n?) galten

hier nicht9 weil der Versicherungsfall nicht nach dem

310 Dezember 1956 eingetreten sei° Entgegen der Auffas—

sung des Bundessozialgerichts (BSG) (vgl„ insbesondere

Urteil vom 180 November 1960, BSG 139 259) sei auch

nicht zu prüfen? ob bei der Klägerin etwa nach dem

31„ Dezember 1956 der Versicherungsfall der Erwerbsun—

fähigkeit eingetreten sei und ihr Anspruch auf Rente

nach & 24 Abs„ 2 AVG nF zustehe°.,

Das LSG ließ die Revision zu°

Mit der rechtzeitig und formgerecht eingelegten Revision

beantragte die Klägerin9

das angefochtene Urteil abzuändern und die Be—

klagte zu verurteilen, der Klägerin unter Be—

rücksichtigung von 105 Beitragsmonaten — Ver—

sicherungszeit ab 1° Januar 1941 — Rente wegen

Berufsunfähigkeit zu gewähren„

Zur Begüindung der Revision trug sie vor: Der Bescheid

vom 130 Dezember 1952 sei hinsichtlich der Beitragsbe—

anstandung nicht bindend geworden° Die Klägerin habe

auch ihren Erstattungsantrag angefochten„ die Beklagte

dürfe die Klägerin nicht an ihrer damaligen Rechtshand—

lung festhalten? weil die Klägerin 1952 nicht habe

voraussehen können9 wie sich die Beitragserstattung

nach der Neuregelung der Rentenversicherung
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später für sie auswirken werde° Über die Voraus—

setzungen des Arte 2 @ 43 AnVNG müsse in dem an—
hängigen Rechtsstreit entschieden werden° Die

Beklagte habe über den Antrag der Klägerin auch

noch nach Ablauf der Frist des Arto 2 @ 43 Satz 5

AnVNG (510 Dezember 1958) entscheiden dürfeno

Mit den von der Beklagten bereits angerechneten

und mit den zu Unrecht beanstandeten Beiträgen

sei die Wartezeit erfüllt‚ außerdem sei aber auch

die Zeit der Dienstverpflichtung auf die Varte—

zeit anzurechnen„ Das LSG habe ferner xdie

Voraussetzungen eines Anspruchs der Klägerin

auf Rente wegen Brwerbsunfähigkeit prüfen müssen„

Die Beklagte beantragte?

die Revision zurückzuweisenn

II

Die Revision der Klägerin ist zulässig (55 162

Abs„ 1 Nr„ 19 164 Sozialgerichtsgesetz —SGG—)o

Sie ist jedoch nihh$ begründet°

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 23°

August 1962„ Zum Brlaß dieses Bescheides ist die

Beklagte verpflichtet gewesen? weil die Klägerin

eine neue Prüfung ihres Rentenantrages ucao mit

dem Hinweis auf die "Rentenreformgesetzgebung

einschließlich des Fremdrenten— und Auslandsren—

tengesetzes" (vgl° ihren Antrag vom 290 Dezember

19609 Rentenakte Blo 25)'begehrt, also eine früfung

ihres mit dem Bescheid vom 130 Dezember 1952 bindend

abgelehnten Antrages nach Artikel 2 5 43 Satz 2
AnVNG beantragt hat° Mit dem Bescheid vom 23„ August
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19629 der auf einem für einen solchen Antrag nicht

zugeschnittenen Formular erteilt werden ist, hat die

Beklagte über den Antrag der Klägerin auf Rente nach

neuem Recht entschiéden9 sie hat den Antrag wiederum

abgelehnt‚ weil die Wartezeit nach den 55 23 Abs„ 3‚

24 Abso 3 AVG nF nicht erfüllt sei° Ob diese Begründung

zutrifi‘t7 kann dahingestellt bleiben° Der Bescheid

vom 23° August 1962 ist nämlich jedenfalls deshalb rec t

mäßig9 weil der Antrag der Klägerin auf Prüfung? ob

die Vorschriften des neuen Rechts hinsichtlich der

Erfüllung der Wartezeit für sie günstiger sind, nicht

innerhalb der Frist des Art„ 2 © 43 Satz 5 AnVNG

— bis 31„ Dezember 1958 — gestellt werden ist„ Die

Beklagte hat sich zwar weder in dem Bescheid vom 230

August 1962 nöch im gerichtlichen Verfahren auf die

Bristversäumnis berufen° Hierauf kommt es aber nicht

an„ Ein Bescheid ist auch dann rechtmäßig9 wenn er

durch eine Vorschrift gerechtfertigt ist9 die in dem

Bescheid nicht angeführt und vom Versicherungsträger

auch später nicht herangezogen worden ist? sofern

nur die Heranziehung dieser Vorschrift den Bescheid

nicht in seinem Inhalt wesentlich ändert (Urteil des

BSG vom 160 März 19629 BSG 169 253‚ 255 mit weiteren

Hinweisen)o Das ist hier nicht der Fallo Entscheidend

ist, daß nach der einen wie nach der anderen Begründung

der Rentenantrag abgelehnt worden istc Die Beklagte

hat über die Versäumung der Antragsfrist nicht hin—

\„
\‘weggehen dürfen° Die Frist des Artikels 2 5 43 Satz

AnVNG ist eine materiell—rechtliche Ausschlußfrist‚

ihre Versäumung schließt eine Nachprüfung unter An—

wendung der Vorschriften neuen Rechts schlechthin aus,
die Wahrung der Frist ist eine zwingende Voraussetzung

für die Anwendung des neuen Rechts auf den geltend

gemachten Anspruch„ Eine Wiedereinsetzung gegen die

Versäumung der Frist ist in keinem Fall statthai't9 auf

die Gründe der Fristversäumung kommt es nicht anoDie

_ 7 _
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Beklagte hat die Frist auch nicht etwa aus Billigkeits—

gründen unbeachtet lassen dürfen° Dies hat das LSG

richtig erkannte Seine Auffassung steht im Einklang

mit der von ihm zitierten Rechtsprechung des BSGO

Auf die weitere _ vom LSG verneinte — Frage9 ob die

Beklagte entsprechend dem Urteil des BSG vom 180 Novem—

ber 1960 (BSG 139 259) in dem Bescheid vom 230 August

1962 noch die Voraussetzungen einer Rente wegen Erwerbe—

unfähigkcit der Klägerin für die Zeit ab 10 Januar 1957

(5 24 Abso 2 AVG nF)habe prüfen müssen9 kommt es für

die Entscheidung des Rechtsstreits schon deshalb nicht

an‚ weil die Klägerin zu keiner Zeit geltend gemacht hat,

sie sei unter der Herrschaft des neuen Rechts — also

nach dem 31„ Dezember 1956 — erwerbsunfähig geworden;

sie hat im übrigen auch keine Rente wegen Erwerbsunfähig—

keit beantragto

Da

das Urteil des Sozialgerichts zurückgewieseno Die Revision

02 LSG hat sonaoh zu Recht die Berufung der Klägerin gegen

der Klägerin ist unbegründet und zurückzuweisen (@ 170

Abs° 1 Satz 1 SGG)°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGGD
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